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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.02.1938 

Geschäftszahl 

0923/37 

Rechtssatz 

Bei Unterstellung des Sachverhaltes unter einen anderen strafbaren Tatbestand durch die Berufungsbehörde muß 
das Parteiengehör gewahrt werden. 


